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Beschluss

Annahme in der Fassung des Parteitages
KDV Tempelhof-Schöneberg
Der Landesparteitag möge beschließen:

Keine Einschränkung des Familiennachzugs für Geflüchtete

Der Bundestag und der Bundesrat haben beschlossen, den Nachzug von Familienmitgliedern von Personen mit subsi-
diärem Schutz zeitweise einzuschränken, die in ihren Heimatländern aber von Folter oder Todesstrafe bedroht sind und
deshalb auch nicht abgeschoben werden können.

 

Diese Maßnahme ist ein gravierender Rückschritt in der Integrationspolitik, weil es diesen Menschen, die darauf angewie-
sen sind, sich hier ein neues Leben aufzubauen, verbietet, dies gemeinsam mit ihren und für ihre Familien zu tun. Es steht
zu befürchten, dass damit noch mehr Menschen ihr letztes Hab und Gut veräußern werden, um sich mit ihren Kindern und
hilfebedürftigen Angehörigen auf den lebensgefährlichen Fluchtweg über dasMittelmeer nach Europa zu begeben, ohne dass
gleichzeitig die große Anzahl von Asylsuchenden in Deutschland deutlich dadurch reduziert würde.

 

Dieser Beschluss steht im klaren Widerspruch zu den bisherigen integrationspolitischen Positionen der SPD.   Wir stehen ge-
gen alle Schritte undMaßnahmen, die Menschen unterschiedlicher Herkunft gegeneinander ausspielen oder gar benachteili-
gen.

 

Die SPD Berlin missbilligt die beschlossenen Einschränkungen des Familiennachzugs für Geflüchtete.

 

Die Berliner SPD setzt sich deshalb dafür ein, auf Bundesebene ein Konzept zu erarbeiten, für alle hier lebendenMigrantInnen
und Geflüchtete den Familiennachzug zu erleichtern.
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